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Wenn sich im Juli beim G20-Gip-
fel in Hamburg Zehntausende 
ProtestlerInnen und Sicher-
heitskräfte gegenüber stehen, 
steht wohl ein neues Repressi-
onsinstrument parat: Der §114 
Strafgesetzbuch (StGB). Dann 
soll ein „Tätlicher Angriff auf 
Vollstreckungsbeamte“ mit 
mindestens drei Monaten Haft 
sanktioniert und mit dem §113 
StGB der „Widerstand gegen 
Vollstreckungsbeamte“ nicht 
mehr als Individualtat defi-
niert werden. Juristenverbände 
und Bürgerrechtsorganisatio-
nen üben scharfe Kritik.

Ein mögliches Szenario: 
Kirsten, 28, Studentin möchte 
ein befreundetes Pärchen mit 
nach Hause nehmen. Sie weist 
sich aus, die Polizeikräfte sind 
aber unsicher und wollen das 
Trio nicht passieren lassen. Es 
kommt zum Disput. Von hin-
ten tritt ein Polizist heran, um 
zu beschwichtigen, was Kirsten 
als Anwendung von Zwangsmit-
teln missinterpretiert. Mit einer 
reflexartigen Abwehrbewegung 
ihres Armes schubst sie den Be-
amten leicht weg. Der Polizist 
ist nicht verletzt – dennoch hat 
Kirsten den Tatbestand des tät-
lichen Angriffs nach dem neuen 
Paragrafen erfüllt. Wenn die Po-
lizei eine Waffe oder ein „gefähr-
liches Werkzeug“ findet, liegt 
ein „besonders schwerer Fall“ 
vor, der mit einer Freiheitsstrafe 
von mindestens sechs Monaten 
bestraft werden soll.

Die Bundesregierung be-
gründet die erneuten Strafver-
schärfungen – 2011 ist der §113 
StGB zuletzt geändert worden – 
mit der zunehmenden Respekt-
losigkeit und Gewalt gegenüber 
Polizisten. Seit 2011 erfasst die 
polizeiliche Kriminalitätsstatis-
tik Polizisten nicht nur als Wi-
derstandsopfer, sondern als Op-
fer von Gewaltdelikten in Aus-
übung ihres Dienstes. 2015 seien 
64.371 Polizisten Opfer von „An-
griffen“ geworden, 2014 waren 
es 62.770 Beamte, behauptet die 
Bundesregierung.

Für viele KriminologInnen 
sind das keine aussagekräfti-
gen Zahlen. Denn in dieser Ka-
tegorie seien Beleidigungen und 
Drohungen enthalten, die nicht 
einmal den Straftatbestand der 
Bedrohung erfüllten, sagt die 
Ex-Polizistin und Kriminolo-
gin Rita Steffes-enn vom Zent-
rum für Kriminologie und Poli-
zeiforschung. Die Zahl der tat-
sächlichen Widerstandsfälle ist 
laut Statistik seit 2008 um 24 
Prozent rückläufig.

Der Deutsche Richterbund, 
die Neue Richtervereinigung 
oder der Deutsche Anwaltsver-
ein kritisieren die Reform, die 
gerade parlamentarisch bera-
ten wird, als ungeeignet und 
nicht erforderlich. Die Bürger-
rechtsorganisationen Republi-
kanischer Anwaltsverein, Hu-
manistische Union, Komitee 
für Grundrechte und Demo-
kratie, Internationale Liga für 
Menschenrechte und die Ver-
einigung demokratischer Juris-
ten kritisieren das „Sonderstraf-
recht für Polizisten“ als verfas-
sungswidrigen Verstoß gegen 
den Gleichheitsgrundsatz.� KVA
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Bundesregierung ein 
Sonderrecht für einen 
„tätlichen Angriff“ auf 
Polizisten

Soziale Spaltung in der Schule nimmt zu
VON JOACHIM GÖRES

Privatschulen boomen in Nord-
deutschland. In Mecklenburg-
Vorpommern beispielsweise 
hat sich der Anteil der Schüle-
rInnen an allgemeinbildenden 
Privatschulen von 2005 bis 2016 
mehr als verdreifacht und liegt 
nun bei elf Prozent. Auch in den 
anderen norddeutschen Bundes-
ländern nimmt der Anteil der 
PrivatschülerInnen zu: In Ham-
burg stieg er im selben Zeitraum 
von neun auf 10,7 Prozent, in Bre-
men von acht auf 10,2 Prozent. 
In Niedersachsen gingen 2005 
noch 4,8, im vergangenen Jahr 
aber schon 6,3 Prozent der Kin-
der auf Privatschulen, in Schles-
wig-Holstein stieg die Quote in 
diesem Zeitraum von 3,5 auf 4,8 
Prozent. 

Damit liegen die fünf nord-
deutschen Bundesländer im 
allgemeinen Trend: Im Schul-
jahr 2015/16 besuchten bun-
desweit 743.534 Kinder und Ju-
gendliche eine der 3.628 allge-
meinbildenden Privatschulen. 
Das entspricht 8,9 Prozent aller 
SchülerInnen. Hier werden nach 
Aussagen verschiedener Unter-
suchungen vor allem Mädchen 
und Jungen angemeldet, deren 
Eltern überproportional häufig 
über eine höhere Bildung, einen 
hohen sozialen Status und/oder 
ein überdurchschnittlich hohes 
Einkommen verfügen.

Diese Entwicklung wird mit 
staatlichen Geldern massiv ge-
fördert. So hat Berlin 2015 Pri-
vatschulen mit 243 Millionen 
Euro bezuschusst, 2005 lag die 
Summe noch bei 108 Millionen 
Euro. Der Jurist Michael Wrase, 

Professor für Öffentliches Recht 
an der Uni Hildesheim, hält das 
für problematisch: Der Gesetz-
geber habe konfessionelle oder 
reformpädagogische Schulen er-
lauben wollen, aber keine Privat-
schulen für Besserverdienende.

Er bezieht sich auf das Grund-
gesetz, Artikel 7, Absatz 4: „Pri-
vate Schulen als Ersatz für öf-
fentliche Schulen bedürfen der 
Genehmigung des Staates und 
unterstehen den Landesgeset-
zen. Die Genehmigung ist zu er-
teilen, wenn die privaten Schulen 
in ihren Lehrzielen und Einrich-
tungen sowie in der wissen-
schaftlichen Ausbildung ihrer 
Lehrkräfte nicht hinter den öf-
fentlichen Schulen zurückstehen 
und eine Sonderung der Schüler 
nach den Besitzverhältnissen der 
Eltern nicht gefördert wird.“

In einer Studie für das Wissen-
schaftszentrum Berlin für Sozi-
alforschung hat Wrase sich zu-
sammen mit dem Bildungsso-
ziologen Marcel Helbig von der 
Universität Erfurt mit dem so-
genannten Sonderungsverbot 
beschäftigt. Dabei kommen sie 
zu dem Schluss: In keinem Bun-
desland wird die Einhaltung des 
Sonderungsverbots überprüft, 
in den meisten Bundesländern 
wird gegen elementare gesetzli-
che Vorgaben verstoßen.

Stipendien ungenügend
Es reiche nicht aus, wenn Privat-
schulen in Ausnahmefällen für 
besonders begabte oder arme 
Kinder Schulstipendien gewähr-
ten. Die Wissenschaftler verwei-
sen auf ein Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts von 1987: „Die 
Privatschule muss allgemein zu-

gänglich sein, zwar nicht in dem 
Sinn, dass sie wie die öffentliche 
Schule jeden Schüler bei der Er-
füllung allgemeiner Voraus-
setzungen aufnehmen muss, 
wohl aber in dem Sinne, dass sie 
grundsätzlich ohne Rücksicht 
auf deren Wirtschaftslage be-
sucht werden kann.“

Wrase und Helbig gehen in 
ihrer Untersuchung angesichts 
eindeutiger Urteile davon aus, 
dass das Schulgeld derzeit im 
Durchschnitt aller zahlenden El-
tern nicht höher als 160 Euro pro 
Monat betragen dürfe, wobei das 
Einkommen berücksichtigt wer-
den müsse – wer wenig verdient, 
muss weniger zahlen.

Kaum migrantische Schüler
Die Praxis sieht anders aus. 2016 
hat die Evangelische Kirche 
Deutschland (EKD) den Bericht 
„Statistik Evangelische Schule – 
Fakten und Trends 2012 bis 2014“ 
vorgelegt. Darin geht es um 
die 1.099 evangelischen Schu-
len in Deutschland, davon sind 
478 Schulen allgemeinbildende 
Schulen, vor allem Grundschu-
len (199), weiterführend Schu-
len der Sekundarstufe 1 (121) und 
Gymnasien (93). Von den befrag-
ten allgemeinbildenden evange-
lischen Schulen, die Schulgeld er-
heben, gab es nur bei 32 Prozent 
eine Staffelung nach Elternein-
kommen. Lediglich sechs Pro-
zent der SchülerInnen hatten 
einen Migrationshintergrund – 
deutlich weniger als an öffent-
lichen Schulen. Zur sozialen Zu-
sammensetzung der Klassen gibt 
es keine Aussagen.

Wrase und Helbig wundert 
das nicht. Sie haben die Schul-

Eine Privatschule in Mecklenburg-Vorpommern: In diesem Bundesland stieg der Anteil der PrivatschülerInnen in den letzten Jahren, verglichen mit anderen norddeutschen Ländern, besonders stark an  Foto: Jens Büttner/dpa

VERFASSUNG Laut 
einer Studie der Uni 
Hildesheim 
tolerieren die Länder 
Privatschulen als 
Hort der 
Bessergestellten. 
Dabei verbietet das 
Grundgesetz die 
„Sonderung“ der 
Kinder nach den 
Besitzverhältnissen 
ihrer Eltern

RECHT IN KÜRZE 

Bremen will Kinderrechte 
im Grundgesetz verankern
Bremen tritt der Bundesratsin-
itiative aus Nordrhein-Westfa-
len bei, mit der die Rechte von 
Kindern im Grundgesetz festge-
schrieben werden wollen. Damit 
setzt der Senat einen Bürger-
schaftsbeschluss um. Die Initi-
ative soll die Rechte von Kindern 
stärken. Dazu gehören laut UN-
Kinderrechtskonvention insbe-
sondere das Kindeswohl und 
das Recht auf Beteiligung. So 
müssten mit der Verankerung 
von Kinderrechten in der Ver-
fassung die Interessen der Kin-
der bei der Stadt- und Verkehrs-
planung oder im Bildungs- und 
Gesundheitsbereich maßgeb-
lich beachtet werden. Bisher 
sind Kinder im Grundgesetz Ob-
jekte von Erziehung der Eltern 
und Pflege. (taz)

Insolvenzverwalter  
freigesprochen
Das Landgericht Aurich hat ei-
nen Insolvenzverwalter vom 
Vorwurf des Betrugs freige-
sprochen. Der Anwalt habe in 
dem Insolvenzverfahren einer 
Baufirma nicht zuviel Geld be-
ansprucht, urteilte das Gericht. 
Die Staatsanwaltschaft Osna-
brück hatte dem 56-Jährigen 
vorgeworfen, 148.000 Euro er-
schlichen zu haben. Das Insol-
venzverfahren sorgte 2007 für 
Aufsehen, weil der Verwalter ur-
sprünglich eine überhöhte Ver-
gütung von 14,5 Millionen Euro 
kassierte. Einen Großteil musste 
er 2013 zurückzahlen. (dpa)

Mehr Asylverfahren an  
Verwaltungsgerichten
Die Verwaltungsgerichte in Nie-
dersachsen haben 2016 einen 
noch nie dagewesenen Anstieg 
bei den Asylverfahren verzeich-
net. Insgesamt verhandelten die 
sieben Verwaltungsgerichte im 
Land rund 15.700 Asylsachen, 
sagte der Präsident des Nieder-
sächsischen Oberverwaltungs-
gerichtes, Thomas Smollich. 
Die hohe Zahl der Flüchtlinge, 
die 2015 nach Deutschland ge-
kommen sind, schlage sich da-
mit bei den Gerichten nieder. 
2015 seien es noch rund 9.200 
Asylklagen gewesen. Insgesamt 
seien 2016 knapp 31.000 Verfah-
ren bei den Verwaltungsgerich-
ten eingegangen. Für das lau-
fende Jahr erwartet Smollich ei-
nen weiteren Anstieg. (epd)

Rente darf nicht  
einbehalten werden
Nach dem 33 Jahre lang ver-
schwiegenen Tod des Vaters ist 
eine Frau aus der Nordheide 
mit dem Versuch gescheitert, 
166.000 Euro an zuviel gezahl-
ter Unfallrente zu behalten. Wie 
das Landessozialgericht ent-
schied, haftet die Tochter für 
die Auflösung des Rentenkon-
tos und muss das Geld zurück-
zahlen. (Az.: L 16/3 U 58/14). Die 
Tochter argumentierte, die For-
derung der Versicherung sei 
mittlerweile verjährt. (dpa)

Neue Ombudsfrau  
in Hamburg
Flüchtlinge in Hamburg können 
sich künftig bei Beschwerden an 
eine Schlichtungsstelle wenden. 
Neue Ombudsfrau wird die frü-
here Diakoniechefin Annegre-
the Stoltenberg (67). Die pensio-
nierte Landespastorin werde ihr 
Ehrenamt am 1. Juli für zunächst 
zwei Jahre aufnehmen. Der Se-
nat hat sich mit dem Bündnis 
Hamburger Flüchtlingsinitia-
tiven auf ein Konzept verstän-
digt. Die Ombudsfrau kann von 
allen angerufen werden, die in 
der Flüchtlingsarbeit tätig sind. 
Eine Befassung mit ausländer-
rechtlichen Fragen und laufen-
den Gerichtsverfahren ist nicht 
vorgesehen. (epd)

gesetze aller Bundesländer un-
ter die Lupe genommen und An-
fragen an alle Kultus- bzw. Schul-
ministerien gestellt. Insgesamt 
neun Kriterien haben die bei-
den Wissenschaftler überprüft, 
die sie aus dem Sonderungsver-
bot ableiten.

Das Ergebnis: In Bremen wird 
kein einziges Kriterium erfüllt, 
in Schleswig-Holstein eins, in 
Niedersachsen zwei und in Ham-
burg drei. Nirgendwo ist vorge-
schrieben, die soziale Zusam-
mensetzung an privaten mit de-
nen an öffentlichen Schulen zu 
vergleichen – Voraussetzung, um 
die Einhaltung des Sonderungs-
verbots zu überprüfen.

Eine Höchstgrenze des durch-
schnittlichen Schulgeldes gibt es 
in Hamburg, Schleswig-Holstein, 
Bayern und Sachsen. Eine Staffe-
lung des Schulgeldes schreiben 
Niedersachsen, Hamburg, Ba-
den-Württemberg und das Saar-
land vor. Eine Befreiung von Bei-
trägen für GeringverdienerIn-
nen und HilfeempfängerInnen 
verlangen Berlin (für zehn Pro-
zent der Plätze) und Hamburg 
(für fünf Prozent).

Quoten nicht ausreichend
Für die zwei Autoren sind diese 
Quoten nicht ausreichend, da der 
Anteil der unter 15-Jährigen, die 
von Leistungen nach dem Sozi-
algesetzbuch II leben, in Berlin 
bei 30 Prozent und in Hamburg 
bei 20 Prozent liegt. Diese ge-
setzlichen Regelungen für das 
Schulgeld gelten auch in Nord-
rhein-Westfalen und Rheinland-
Pfalz – die einzigen Bundeslän-
der, in denen Privatschulen fak-
tisch kein Schulgeld erheben, da 

es ihnen von der staatlichen För-
derung abgezogen würde.

In einem bisher unveröffent-
lichten Aufsatz für eine Fachzeit-
schrift stellen Wrase und Helbig 
am Beispiel Rheinland-Pfalz fest, 
dass es auch ohne Schulgeld ei-
nen ungleichen Zugang zu Pri-
vatschulen gibt: „Wie aber ge-
zeigt, scheint die ökonomische 
Komponente nicht die einzig pri-
mär entscheidende Rolle bei der 
Privatschulwahl zu spielen, son-
dern eher Status und/oder Bil-
dung der Eltern.“ Offen bleibt, 
ob Eltern unterer Schichten von 
Privatschulen häufiger abgewie-
sen werden oder sich weit selte-
ner bewerben.

Stadtstaaten auffällig
Für das große Interesse höherer 
Schichten an Privatschulen gibt 
es aus Sicht der Verfasser dage-
gen zahlreiche Gründe, gerade 
dort, wo auf engstem Raum der 
Anteil armer und reicher Men-
schen immer mehr wachse. Dies 
werde in den Stadtstaaten beson-
ders deutlich – in Bremen, Ham-
burg und Berlin gehen mittler-
weile zwischen 7,6 und 9,9 Pro-
zent aller Kinder in eine private 
Grundschule.

„Auch wenn es uns nicht ge-
fallen mag, so spricht viel dafür, 
dass es für viele Eltern rational 
ist, ihr Kind nicht in eine Schule 
zu schicken, in der die SGB-II-
Quote oder der Anteil von Kin-
dern mit nicht deutscher Her-
kunftssprache eine bestimmte 
Schwelle überschreitet“, schrei-
ben die beiden Wissenschaft-
ler. Sie machen auch einen Vor-
schlag, um diese Entwicklung 
zu bremsen: Privatschulen soll-

ten umso mehr finanzielle För-
derung erhalten, je mehr ein-
kommensschwache Schüler sie 
aufnehmen. Gleichzeitig sollten 
Privatschulen mit elitärer Schü-
lerschaft die staatlichen Mittel 
gekürzt werden.

Privatschulen wehren sich
Private Schulträger wehren sich 
unterdessen gegen die Kritik 
der beiden Wissenschaftler. Der 
Bund der Freien Waldorfschulen 
beispielsweise weist darauf hin, 
dass ein Schüler einer allgemein-
bildenden öffentlichen Schule 
im Jahr 2013 im Schnitt rund 
7.100 Euro kostete, die durch-
schnittlichen staatlichen Zu-
schüsse für einen Waldorfschü-
ler dagegen bei nur 4.820 Euro 
lagen. Dadurch würden Privat-
schulen teilweise gezwungen, 
Schulgelder oberhalb der Son-
derungsgrenze zu erheben. Vor-
standsmitglied Henning Kullak-
Ublick sagt: „Wir haben es mit 
einer gesetzlich erzeugten Son-
derung zu tun.“

Wrase und Helbig monieren 
dagegen, dass Privatschulen 
ohne Folgen überhöhte Schulgel-
der erheben können – eigentlich 
müssten sie geschlossen wer-
den. Ihr juristisches Fazit: „Die 
gegenwärtige Verwaltungspra-
xis ignoriert diese verfassungs-
rechtlichen Vorgaben teilweise 
in einer Weise, die unseres Er-
achtens als ‚Missachtung‘ be-
zeichnet werden muss. Dies ist 
nicht nur aus rechtsstaatlicher 
Sicht besorgniserregend, son-
dern fördert eine Entwicklung, 
welche die ohnehin problemati-
sche soziale Segregation in den 
Schulen weiter forciert.“
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